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FREIBERUFLER-TICKER vom 13. Februar 2026 

1. Entwicklung der tariflichen Ausbildungsvergütungen 2025 

Die tariflichen Ausbildungsvergütungen in Deutschland stiegen 2025 im Durchschnitt um 
6,7 Prozent an und verzeichnen damit den zweiten Rekordanstieg in Folge. Auszubildende in 
tarifgebundenen Betrieben erhielten durchschnittlich 1.209 Euro brutto pro Monat. Besonders 
hohe Vergütungen gab es im öffentlichen Dienst sowie in Industrie und Handel, während sie in 
Landwirtschaft (1.188 Euro), Freien Berufen (1.098 Euro) und Handwerk (1.093 Euro) unter dem 
Durchschnitt lagen. Insgesamt haben die starken Anstiege die realen Einkommensverluste der 
Vorjahre weitgehend ausgeglichen. Unter den Bundesländern hielt weiterhin Baden-
Württemberg die Spitzenposition mit durchschnittlich 1.257 Euro, gefolgt von Hamburg mit 
1.224 Euro. Am niedrigsten waren die tariflichen Ausbildungsvergütungen in Rheinland-Pfalz 
(1.186 Euro) und Nordrhein-Westfalen (1.185 Euro). Darüber berichtete das Bundesinstitut für 
Berufsbildung Ende vergangener Woche.  

2. Exekutiver Fußabdruck 

Die Bundesregierung sieht die Regelungen zum Exekutiven Fußabdruck in den Bundesministerien 
umgesetzt und verweist bei Fragen nach möglichen Sanktionen, gesetzlichen Nachschärfungen 
oder weitergehender Transparenz auf eine noch laufende Evaluierung. Das teilt sie in ihrer 
Antwort (21/3824) auf eine Kleine Anfrage mit, über die der Deutsche Bundestag am 10. Februar 
2026 informierte.  

3. Kabinett beschließt KI-MIG – Schlanke Aufsicht, starke Innovationsförderung 

Die Bundesregierung verabschiedete am 11. Februar 2026 den Entwurf des KI-
Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetzes (KI-MIG). Mit dem Gesetz setzt 
Deutschland die europäische KI-Verordnung um und schafft einen schlanken, 
innovationsfreundlichen Aufsichtsrahmen. Eine zentrale Rolle übernimmt die 
Bundesnetzagentur, die künftig als Koordinierungs- und Kompetenzzentrum fungiert und die 
Marktüberwachung bündelt. Dabei setzt das KI-MIG auf einen hybriden Ansatz: Bestehende 
Fachaufsichten bleiben für ihre Sektoren zuständig, Doppelstrukturen sollen vermieden werden. 
Neben der Regulierung stärkt das Gesetz gezielt Innovation – unter anderem durch KI-Reallabore, 
einen KI-Service-Desk für KMU und neue Unterstützungs- und Vernetzungsangebote. Ziel ist es, 
vertrauenswürdige Künstliche Intelligenz (KI) zu fördern und gleichzeitig den Wirtschaftsstandort 
Deutschland zu stärken.  

4. KI im Mittelstand 

Der Anteil mittelständischer Unternehmen in Deutschland, die Künstliche Intelligenz (KI) nutzen, 
ist in den vergangenen Jahren stark angestiegen. Während zwischen 2016 und 2018 nur vier 
Prozent der kleinen und mittleren Firmen KI einsetzten, waren es zwischen 2022 und 2024 bereits 
20 Prozent. In absoluten Zahlen sind das knapp 780.000 Unternehmen. Das sind Ergebnisse einer 
Sonderauswertung des KfW-Mittelstandspanels, die am 11. Februar 2026 veröffentlicht wurden. 
Dabei schreiten laut der Autorinnen und Autoren vor allem große Unternehmen mit mehr als 
50 Mitarbeitenden voran: Hier hatten zuletzt 36 Prozent KI im Einsatz, nach nur sechs Prozent 
zwischen 2016 und 2018. Aber auch bei kleinen Unternehmen mit unter fünf Beschäftigten 
nutzten in den Jahren 2022 bis 2024 immerhin 19 Prozent KI.  

https://www.bibb.de/de/pressemitteilung_218108.php?from_stage=ID_96240&title=Zweiter-Rekordanstieg-in-Folge
https://dserver.bundestag.de/btd/21/038/2103824.pdf
https://bmds.bund.de/aktuelles/pressemitteilungen/detail/kabinett-beschliesst-schlanke-ki-aufsicht-in-deutschland
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_880896.html
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5. Geschäftsbetrieb bei Internetausfall 

Bei einem Internetausfall könnten Unternehmen im Schnitt ihren Geschäftsbetrieb nur 
20 Stunden aufrechterhalten, jedes fünfte (21 Prozent) müsste sogar sofort die Arbeit einstellen. 
Umgekehrt sind nur acht Prozent sicher, länger als 48 Stunden weiterarbeiten zu können. Zugleich 
rechnen drei Viertel der Unternehmen (74 Prozent) wegen der zunehmenden Spannungen 
zwischen Russland und der NATO mit einer erhöhten Gefahr hybrider Angriffe, 83 Prozent 
erwarten eine ernsthafte Krise in Deutschland in Folge von hybriden Angriffen. Lediglich zwölf 
Prozent der Unternehmen halten sich für gut vorbereitet – viele planen aber höhere Investitionen. 
Das sind Ergebnisse einer Befragung von 604 Unternehmen ab zehn Beschäftigten in Deutschland 
im Auftrag des Digitalverbands Bitkom, die am 11. Februar 2026 veröffentlicht wurden.  

6. KI-Nutzung im EU-Vergleich 

2025 nutzten 63,8 Prozent der 16- bis 24-Jährigen in der Europäischen Union (EU) generative 
Künstliche Intelligenz (KI). Die höchsten Anteile gab es in Griechenland (83,5 Prozent), Estland 
(82,8 Prozent) und Tschechien (78,5 Prozent), die niedrigsten in Rumänien (44,1 Prozent), Italien 
(47,2 Prozent) und Polen (49,3 Prozent). Der Wert für Deutschland liegt bei 52,7 Prozent. Das 
teilte das statistische Amt der EU am 10. Februar 2026 mit. Junge Menschen verwendeten KI 
häufiger privat (44,2 Prozent) und für Bildung (39,3 Prozent) als die Gesamtbevölkerung (25,1 
Prozent beziehungsweise 9,4 Prozent). Die berufliche Nutzung war ähnlich (15,8 Prozent 
gegenüber 15,1 Prozent).  

7. Deutschland mit ältester Arbeitsbevölkerung in der EU 

Deutschland hat die älteste Arbeitsbevölkerung in der Europäischen Union (EU). Wie das 
Statistische Bundesamt auf Basis von Daten der EU-Statistikbehörde Eurostat am 3. Februar 2026 
mitteilte, waren 2024 hierzulande von den rund 40,9 Millionen Erwerbstätigen zwischen 15 und 
64 Jahren gut 9,8 Millionen zwischen 55 und 64 Jahre alt. Das entsprach einem Anteil von knapp 
einem Viertel (24 Prozent) – der höchste Wert aller EU-Staaten. EU-weit machten ältere 
Erwerbstätige rund ein Fünftel (20,1 Prozent) der Erwerbstätigen aus. 2024 hatte Italien nach 
Deutschland den zweithöchsten Anteil älterer Erwerbstätiger in der EU mit 23 Prozent, gefolgt 
von Bulgarien mit 22,3 Prozent. Am niedrigsten war der Anteil in Malta mit 10,8 Prozent, 
Luxemburg mit 12,8 Prozent und Polen mit 15,2 Prozent. Ein Hauptgrund für den hohen Anteil 
älterer Erwerbstätiger in Deutschland ist die Alterung der Bevölkerung. Zudem gehen Menschen 
später in Rente: Das durchschnittliche Renteneintrittsalter stieg binnen zehn Jahren von rund 
63 Jahren auf 64,7 Jahre.  

8. Teilzeit 

2024 arbeiteten in Deutschland rund 13,1 Millionen Menschen in Teilzeit, wobei knapp 
30 Prozent davon ihren Arbeitsumfang auf eigenen Wunsch reduziert haben, häufiger Frauen als 
Männer. Ein wichtiger weiterer Grund für Teilzeit war die Betreuung von Angehörigen, was 
besonders von Frauen deutlich häufiger genannt wurde als von Männern. Zudem nannten knapp 
zwölf Prozent der Teilzeitbeschäftigten Aus- oder Weiterbildung oder Studium als Grund, wobei 
dieser Anteil bei Männern höher war. Weitere Gründe waren eigene Krankheit/Behinderung und 
der Wunsch nach Vollzeit, ohne eine passende Stelle zu finden. Insgesamt lag die Teilzeitquote 
aller Erwerbstätigen bei knapp 31 Prozent mit einem deutlich höheren Anteil bei Frauen als bei 
Männern. Darüber berichtete das Statistische Bundesamt Ende des vergangenen Monats.  

https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Ohne-Internet-steht-nach-einem-Tag-alles-still
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/edn-20260210-1
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/02/PD26_N009_13.html?nn=2110
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/01/PD26_N007_13.html
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9. Mindestlöhne in der EU 

Am 1. Januar 2026 verfügten 22 der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) über einen 
gesetzlichen Mindestlohn – alle außer Dänemark, Italien, Österreich, Finnland und Schweden. In 
acht dieser Länder lag der monatliche Mindestlohn unter 1.000 Euro, nämlich in Bulgarien (620 
Euro), Lettland (780 Euro), Rumänien (795 Euro), Ungarn (838 Euro), Estland (886 Euro), der 
Slowakei (915 Euro), Tschechien (924 Euro) und Malta (994 Euro). In weiteren acht 
Mitgliedstaaten bewegte sich der Mindestlohn zwischen 1.000 und 1.500 Euro pro Monat: in 
Griechenland (1.027 Euro), Kroatien (1.050 Euro), Portugal (1.073 Euro), Zypern (1.088 Euro), 
Polen (1.139 Euro), Litauen (1.153 Euro), Slowenien (1.278 Euro) und Spanien (1.381 Euro). In den 
verbleibenden sechs Ländern lag der monatliche Mindestlohn über 1.500 Euro, konkret in 
Frankreich (1.823 Euro), Belgien (2.112 Euro), den Niederlanden (2.295 Euro), Deutschland (2.343 
Euro), Irland (2.391 Euro) und Luxemburg (2.704 Euro). Dies geht aus einer Mitteilung des 
statistischen Amtes der EU vom 30. Januar 2026 hervor.  

10. Beirat fordert vereinfachtes Bafög-Verfahren 

Der Beirat für Ausbildungsförderung fordert, dass das Bafög-Verfahren (Bundesausbildungs-
förderungsgesetz) vereinfacht wird, um es für Studierende, Schülerinnen und Schüler leichter 
zugänglich zu machen. Hintergrund ist der 24. Bericht zur Überprüfung der Bedarfssätze, 
Freibeträge und Höchstbeträge im BAföG-Recht, in dem auch gesetzliche Reformen angeregt 
werden. Dazu soll unter anderem die Nachweispflicht reduziert werden, indem Behörden Daten 
nur einmal erheben (Once-only-Prinzip). Ziel des Beirats ist ein vollständig digitalisiertes und 
schnelleres BAföG-Verfahren mit geringerer Bürokratie. Außerdem spricht sich der Bericht dafür 
aus, Schülerinnen und Schüler unabhängig vom Wohnort bei den Eltern zu fördern. Darüber 
berichtete der Deutsche Bundestag am 11. Februar 2026.  

 

 

 

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260130-2
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1145820
http://www.linkedin.com/company/bundesverband-der-freien-berufe/

